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Noch Ende 2019 galt die NATO dem französischen Präsidenten Macron als hirntot. Trump drohte
mit der Kürzung von US-Mitteln und sogar dem Austritt aus dem Kriegsbündnis. Der Krieg in der
Ukraine lässt all das in Vergessenheit geraten und wird als Gelegenheit genutzt, neue Fakten zu
schaffen. Binnen kurzer Zeit wurde, wenn auch nicht ohne Friktionen, der NATO-Beitritt von
Schweden und Finnland in Angriff genommen.

Bestandsaufnahme der Expansion

Dieser wurde bereits auf dem NATO-Gipfel in Madrid am 29. Juni 2022 eingeleitet. Die
Verabschiedung durch die beiden Beitritts- und sämtliche NATO-Mitgliedsländer wurde im Falle
Finnlands bis April 2023 abgeschlossen. Im Falle Schwedens wird eine endgültige Einigung im
Herbst diesen Jahres erwartet. Die Aufnahmen markieren eine Wende nach einer jahrzehntelangen
Politik zumindest formeller Unabhängigkeit von geopolitischen Machtblöcken – der NATO, dem
Warschauer Pakt und von Russland und dessen Bündnispartner:innen.

Nicht zuletzt sollte die jüngste Expansion der NATO auch die politische Botschaft aussenden, dass
die Zeit des Manövrierens zwischen den imperialistischen Machtblöcken in Ost und West der
Vergangenheit angehört, jedes Land sich entscheiden muss, auf welcher Seite es steht. Durchkreuzt
wurde dieses Verdikt durch die Türkei, die eine strategische Ambivalenz gegenüber Russland als
Druckmittel einsetzen konnte, um von Schweden und Finnland das Versprechen einer verschärften
Repression gegenüber der PKK-Bewegung zu erhalten. Nach ihrer Drohung, die Beitritte zu
blockieren, erhält die Türkei nun zugleich Rückendeckung für ihre militärischen Ziele in Rojava und
im Nordirak.

Zwar fand unter dem Deckmantel ihrer Unabhängigkeit in den beiden skandinavischen Ländern
schon lange – und verstärkt nach dem Zusammenbruch der UdSSR – eine Zusammenarbeit mit der
NATO statt. Im Falle Schwedens beinhaltete dies auch die Teilnahme an NATO-Manövern und die
Ausrichtung von Waffensystemen auf NATO-Standards. Die „Blockfreiheit“ beruhte immer auf der
zentralen Prämisse, dass einer NATO-Mitgliedschaft faktisch nichts im Wege steht. Als Nicht-NATO-
Mitglied sind Finnland – und Schweden als wichtigste Truppenstellerin – zudem schon seit 2008 Teil
der „Nordic Battlegroup“ der EU.

Finnland praktizierte während des Kalten Kriegs eine Art „Schweizer Modell“, das eine
Eingliederung in das westliche Militärbündnis vor allem dadurch vermied, dass eine eigenständige
Verteidigung gegen eine mögliche Invasion auch ohne Beteiligung verbündeter Streitkräfte als
glaubhaftes Abschreckungsszenario vorbereitet wurde, was ebenso ein vergleichsweise großes Heer
an Reservist:innen erforderte wie das Primat der „Landesverteidigung“ auf allen Ebenen, also die
Durchdringung aller Institutionen und ihre Vorbereitung auf ihre jeweiligen Aufgaben im Kriegsfall.
Der wichtige Unterschied zur Schweiz ist jedoch, dass im Falle Finnlands nur die Sowjetunion als
Kontrahentin in Frage kam.

Dennoch unterwarfen sich beide Länder bis 2022 nicht der NATO-Beistandspflicht und konnten
daher nicht in NATO-Operationspläne, die im Fall einer militärischen Konfrontation mit der
Sowjetunion bzw. mit Russland aktiviert werden können, eingebunden werden. Aus Sicht der NATO

https://arbeiterinnenmacht.de/2023/10/02/nato-erweiterung-auferstehung-des-militarismus/
https://arbeiterinnenmacht.de/2023/10/02/nato-erweiterung-auferstehung-des-militarismus/


soll der Beitritt genau dies ermöglichen – das Schließen der nördlichen Flanke gegenüber Russland
durch Einbeziehung der finnischen und schwedischen Streitkräfte. Laut Berichten wurde diese
Integration auf dem jüngsten NATO-Gipfel im Juli 2023 durch Verabschiedung eines detaillierten
Verteidigungsplans für Nordeuropa vollzogen, der auch die Einrichtung eines regionalen
Hauptquartiers in den USA vorsieht – wie auch die Verabschiedung regionaler Verteidigungspläne
und Hauptquartiere für Mittel- und Südeuropa.

Ausdehnung in Osteuropa

Militärisch wird die Neuaufnahme von Schweden und Finnland die Dominanz der NATO über die
Ostsee weiter festigen, die im Falle einer größeren Konfrontation mit Russland strategisch
bedeutsam wäre. Zur Vorbereitung auf ein solches Szenario dient bereits seit 2004 die „gemeinsame
Luftraumüberwachung“ im Baltikum, die durch ein Rotationssystem aller NATO-Mitgliedsstaaten ein
jederzeit einsatzbereites Kontingent an Abfangjägern in den baltischen Staaten in
Einsatzbereitschaft hält. Insbesondere Deutschland betrachtet die Kontrolle der Seewege vom
Nordatlantik über die Nordsee bis zur Ostsee als eine Kernaufgabe und hat zunehmend seine
Marinekapazitäten auf dieses Einsatzgebiet ausgerichtet.

Eingeleitet wurde die Osterweiterung der NATO im Grunde schon mit der deutschen
Wiedervereinigung. Am 3. Oktober 1990 wurde nicht nur die Bundesrepublik um die ehemalige DDR
erweitert, sondern auch das NATO-Gebiet. Zugleich versicherten jedoch damals die westlichen
Führungsmächte gegenüber der Sowjetunion, dass eine weitere Ausdehnung der Allianz nicht
vorgesehen sei. Von diesen Versprechen wurde, wie vorauszusehen, nichts gehalten. Allerdings
dauerte es fast ein Jahrzehnt, bis die NATO-Ausweitung 1999 mit der Aufnahme Polens, Tschechiens
und Ungarns neuen Schwung erhielt. Dies fällt nicht zufällig mit der Rekonsolidierung des
russischen Imperialismus als globalem Konkurrenten unter Putin zusammen und seiner klaren
Bestimmung als strategischen Gegner der USA, während die europäischen führenden Mächte
damals eine andere Strategie verfolgten.

Unter dem Schlagwort der „Open Door Policy“ wurde die Aufnahme weiterer Staaten ins Auge
gefasst. Insgesamt wurden zwischen 1999 und 2020 14 Länder Osteuropas als Neumitglieder
aufgenommen, darunter 9 ehemalige Mitglieder des Warschauer Pakts, vier Nachfolgestaaten
Jugoslawiens (Slowenien, Kroatien, Montenegro und Nordmazedonien) sowie Albanien. Zu deren
Integration in die NATO gehört auch die permanente Stationierung von NATO-Bataillonen in
Osteuropa, die seit 2016 umgesetzt wird. Auf dem NATO-Gipfel 2022 wurde deren deutliche
Aufstockung beschlossen. Deutschland hat im Juni 2023 zugesagt, für dieses Vorhaben 4.000
Soldat:innen samt Ausrüstung dauerhaft in Litauen zu stationieren. Zur Zeit sind rund 40.000 NATO-
Truppen in Osteuropa stationiert.

Aufrüstung im Pazifikraum

Auch wenn die aktuellen Diskussionen sich auf den Ukrainekrieg konzentrieren, ist der geopolitische
Einfluss im „Indopazifik“ – kurz gesagt im Umkreis von China – ein strategisches Kernanliegen der
USA und zentral im übergeordneten imperialistischen Hauptkonflikt zwischen den ihnen und China.
Im NATO-Strategiedokument von 2022 schlägt sich dies auch in der Formulierung nieder, dass
„Entwicklungen im Indopazifik die euro-atlantische Sicherheit direkt beeinflussen“ und daher die
NATO ein Interesse an dieser Region habe.

Seit 2022 nehmen Japan, Australien und Südkorea mit ihren Delegationen an NATO-Gipfeln teil. Die
USA haben Anfang 2023 die Zustimmung der philippinischen Regierung (auf Grundlage eines schon
seit 2014 bestehenden Abkommens) zur Einrichtung von vier neuen Militärstützpunkten erreicht,
die einen direkten Zugang zu dem Teil des Westpazifiks ermöglichen, der neben China (dort unter



der Bezeichnung „South China Sea“) auch von Vietnam („Östliches Meer“), den Philippinen („West
Philippine Sea“) und teils von Indonesien („North Natuna Sea“ nach dem zu Indonesien gehörenden
Natuna-Archipel) beansprucht wird und letztlich im Zentrum der „Indopazifik“-Debatten steht. Auch
Joe Bidens Staatsbesuch in Vietnam Mitte September 2023 unterstreicht das Interesse des US-
Imperialismus, sich in der Region zu verankern.

Gemeinsame Manöver von US-Streitkräften mit Australien, Japan und den Philippinen fanden zuletzt
im August 2023 im Westpazifik statt. Unabhängig davon laufen seit 2009 jährliche Übungen der US-
und indonesischen Streitkräfte, an denen sich in den vergangenen beiden Jahren auch das
Vereinigte Königreich, Frankreich, Japan, Singapur und Australien beteiligten. All das sollte aber
nicht darüber hinwegtäuschen, dass auch enge US-Verbündete wie Japan, Südkorea und Singapur
enge wirtschaftliche Beziehungen zu China pflegen und nicht bereit sind, sich in eine einseitige
Abhängigkeit zu begeben.

Geschichte der NATO

All dies verdeutlicht, wie sehr sich die NATO seit dem Kalten Krieg verändert hat. Allerdings gibt es
keinen Grund, dabei ihre Vergangenheit zu verklären. Seit ihrer Gründung 1949 bildet sie eine
Allianz der mächtigsten kapitalistischen Staaten der Welt, verpflichtet zur gewaltsamen
Durchsetzung ihrer Hegemonie.

Zur Zeit ihrer Gründung bedeutete dies die konterrevolutionäre Stabilisierung einer
Nachkriegsordnung vor allem in Europa – also die Wiedererrichtung der bürgerlichen
Nationalstaaten. Diese sollten sowohl über den kapitalistischen Weltmarkt als auch über politische
und militärische Allianzen in einen globalen Einflussraum unter Führung der USA eingebunden
werden.

Vor allem erforderte dies die Entwaffnung der Arbeiter:innenklasse, die den wichtigsten Beitrag zum
Sieg über den Faschismus geleistet hatte. Diese angestrebte Nachkriegsordnung wurde ideologisch
verklärt zum Reich der selbstbestimmten demokratischen Nationen. Dies war jedoch immer ein
Hohn, wie schon ein Blick auf die Gründungsmitglieder zeigt, zu denen auch solch demokratische
Musterschüler wie der „Estado Novo“ – das Portugal unter der Diktatur von António de Oliveira
Salazar – oder Kolonialreiche wie Frankreich gehörten. Die Botschaft an den Rest der Welt war, dass
ein Land, sofern es sich für die „richtige“ Seite entschieden hatte, auf die wirtschaftliche und
militärische Unterstützung der USA hoffen konnte.

Auch wenn die Sowjetunion der Hauptgegner des imperialistischen Projekts werden musste, konnte
die konterrevolutionäre Stabilisierung nicht ohne Mithilfe der stalinistischen Bürokratie erzielt
werden. Die Aufteilung Osteuropas – wie unter den Siegermächten vereinbart – setzte voraus, dass
die mit der UdSSR verbündeten stalinistischen Parteien ihre Aktivitäten und Programmatik so
anpassten, dass sie mit den außenpolitischen Zielen der Kreml-Bürokratie verträglich waren, also
der Kampf für proletarische Revolution und gegen die imperialistische Militärmaschinerie in der
westlichen Sphäre „nicht länger auf der Tagesordnung“ stand. Die NATO indes machte durch die
Aufnahme der BRD, ihre Wiederbewaffnung und die Stationierung von US-Atomwaffen auf ihrem
Territorium den Krieg gegen die Sowjetunion in Mitteleuropa zu dem realistischen
Bedrohungsszenario, das sie zur „Eindämmung des Kommunismus“ für geboten hielt.

Veränderte Doktrin nach Kaltem Krieg

Das Selbstverständnis der NATO als „Verteidigungsbündnis“ war schon immer eine Lüge, die über
ihren eigentlichen Zweck – die Durchsetzung und Absicherung imperialistischer Hegemonie –
hinwegtäuscht. Der Wegfall des Hautgegners durch den Zusammenbruch der Sowjetunion war



daher zwar Anlass für allerlei chauvinistischen, bürgerlich-demokratischen Siegestaumel, nicht aber
für eine Auflösung der NATO. Sie wurde vielmehr neu ausgerichtet für eine Welt, in der kein
kohärenter Machtblock mehr der Durchsetzung ihrer Ziele im Weg steht. Vor dem Hintergrund der
Jugoslawienkriege und der Bürger:innenkriege in der ehemaligen sowjetischen Peripherie rückte
nun die Fähigkeit zu schnellen globalen, auch präventiven Militärinterventionen in den Fokus. Der
NATO-Gipfel in Madrid 1997 erklärte solche Einsätze auch ohne UNO-Mandat für legitim und
dehnte den möglichen Einsatz von Atomwaffen weit über die Abschreckungsdoktrin des Kalten
Kriegs aus. Von der Eindämmung Russlands ist die NATO hingegen nie abgekommen – sie wurde
lediglich verkauft als Verwirklichung neu erlangter Souveränität der neu aufgenommenen Staaten.

Vor dem Hintergrund der neuen Doktrin folgte der Angriff auf Afghanistan (2001) und den Irak
(2003). Die 2000er Jahre zeigten auch die Spaltungstendenzen innerhalb der Allianz durch
Bestrebungen Deutschlands und Frankreichs, die sich am deutlichsten in einer (wenn auch
inkonsequenten) deutschen Opposition zur Irakinvasion ausdrückten, eine eigenständigere
europäische Bündnisformation zu etablieren. Kernfrage dieser Spaltungslinie war, ob der deutsche
und französische Imperialismus als eigenständiger Block einen gleichberechtigten Platz neben den
USA beanspruchen kann.

Eng damit verbunden war die Idee, Russland einen Platz in der zweiten Reihe der imperialistischen
Mächte zuzugestehen, es in eine „europäische Sicherheitsarchitektur“ einzubinden (also sein
militärisches Drohpotenzial zu neutralisieren) und zugleich dem deutschen Imperialismus einen
verlässlichen Konkurrenzvorteil durch stetig verfügbare fossile Energie zu Preisen unter
Weltmarktniveau zu verschaffen. In dieser Frage war auch die deutsche Bourgeoisie bis zuletzt
gespalten. Erst die russische Invasion der Ukraine vermochte es, in hier Klarheit zu schaffen und
zugleich Schröder und Merkel – unbestritten verdiente Veteran:innen der deutschen Sache – als „bei
Lichte betrachtet“ geblendete Naivlinge, weil Putinversteher:innen, zu entlarven. Erwähnt sei noch,
dass eines der wichtigsten „Friedensargumente“ der reformistischen Linken – die Kritik, NATO bzw.
Regierung seien nicht „ernsthaft“ genug auf die russischen Sicherheitsanliegen eingegangen – im
Wesentlichen eine Verteidigung des deutschen Imperialismus von gestern gegen den von heute
liefert.

NATO-Doktrin 2022

Die 2022 neu gefasste NATO-Doktrin beschreibt Russland als militärische Hauptbedrohung, die den
Aufbau eines neuen, „glaubhaften“ Abschreckungspotentials erfordert. China wird vor allem durch
seine Wirtschaftsmacht und seinen Griff nach strategischen Rohstoffvorkommen als Hauptfeind für
NATO-Interessen ausgemacht. Dem Land werden aber auch explizit „böswillige“ und
„undurchsichtige“ Absichten unterstellt, die die „regelbasierte internationale Ordnung“ untergraben
würden. Erklärtes Ziel der NATO-Doktrin ist die Vorbereitung auf einen „High Intensity“-Krieg
gegen „nuklear bewaffnete Konkurrent:innen“, also Russland und China.

Schon in den 2000er Jahren hatte die NATO gemäß ihrer globalen Strategie eine sog. „schnelle
Eingreiftruppe“ (NRF) geschaffen. Diese umfasste zu Beginn des Ukraine-Krieges rund 40.000
Soldat:innen, die innerhalb kurzer Zeit einsetzbar sein sollten. Dies entsprach der Doktrin, die
Interessen der NATO-Mitglieder auch außerhalb des Bündnisgebietes rasch umsetzen zu können,
vorzugsweise als Ordungsmacht in halb-kolonialen Ländern.

Mit der zunehmenden Konfrontation mit Russland und seit dem Ukraine-Kriegs veränderte sich die
Lage. So schlug NATO-Generalsekretär Stoltenberg im Sommer 2022 auf dem Gipfel von Madrid
vor, die NRF massiv auszubauen. Sie soll auf mindestens 300.000 vergrößert werden, also fast
verzehnfacht. Außerdem geht es bei den meisten dieser Truppen nicht um den Einsatz irgendwo auf
der Welt, sondern vor allem gegen den altem und neuen Hauptfeind Russland. So sollen z. B. Teile



der deutschen Kontingente der Eingreiftruppe gemäß dem sog. New Force Modell in Deutschland
stationiert bleiben, aber ständig bestimmten Ländern oder Territorien als Einsatzgebiet zugeordnet
sein.

Mit der Umstellung geht auch eine massive Ausweitung der Verteidigungsbudgets auf allen Ebenen
einher. Die 100 Milliarden Sondervermögen für die Bundeswehr sind hier sicher nur ein erster Teil,
die Armee, Verteidigungspolitiker:innen und Expert:innen trommeln längst für mehr.

Ausweitung und Planung

Schließlich umfassten die Ausweitung und das Testfeld Ukraine nicht nur einen massiven Export,
sondern auch eine Erneuerung der Waffenbestände der NATO-Armeen weltweit. In Europa werden
neue Systeme angeschafft. Die Armeen werden – anders als noch vor einigen Jahren, wo sie auf
einen Kernbestand an rasch einsatzfähigen, kleinen Interventionstruppen konzentriert werden
sollten – wieder zu großen Streitkräften, die gegen eine imperialistische Macht im Landkrieg siegen
können. Daher auch wieder neue Kampfpanzer, schweres Gerät, moderne Luftwaffen usw.

Schließlich bedeutet das auch, dass die Bundeswehr und andere NATO-Armeen nicht nur andere,
sondern auch mehr Soldat:innen brauchen. Der Beruf soll daher attraktiver, die Werbung an
Schulen verbessert werden. Hilft das alles nichts (was durchaus sein kann), steht früher oder später
die Wiedereinführung der Wehrpflicht, der „Schule der Nation“ ins Haus.

Wie bekämpfen?

Eine Haltung zur imperialistischen Kriegsmaschinerie einzunehmen, bedeutet in erster Linie, sich zu
deren Zielen, zu den Interessen des eigenen Imperialismus überhaupt zu positionieren, also eine
Klassenposition zum imperialistischen Staat einzunehmen. Als Revolutionär:innen lehnen wir nicht
nur die gewaltsamen Mittel ab, mit denen imperialistische Staaten ihre Einflussräume erobern und
verteidigen – sondern bereits ihren Anspruch, die Welt in Sphären ökonomischer, politischer und
militärischer Kontrolle unter sich aufzuteilen, selbst wenn dies am Verhandlungstisch geschieht.

Andererseits erkennen wir das Recht halbkolonialer Länder an, sich gegen imperialistische Angriffe
zu verteidigen. Das entscheidende Moment bilden dabei der Klassencharakter der kämpfenden
Kriegsparteien und die Klasseninteressen, die sie wirklich verfolgen. Die entscheidende Aufgabe
einer Antikriegsbewegung liegt darin, eine Bewegung aufzubauen und eine soziale Basis zu
gewinnen, die die militärischen Pläne der Imperialist:innen tatsächlich durchkreuzen können, statt
sie nur moralisch zu kritisieren. Und das heißt vor allem, eine Bewegung der Arbeiter:innenklasse
aufzubauen, die auch in den Betrieben gegen die Kriegstreiber:innen vorgehen kann. Das bedeutet
auch antimilitaristische Arbeit in der Armee und unter einfachen Soldat:innen.

Der revolutionäre Antimilitarismus unterscheidet sich dabei grundsätzlich vom kleinbürgerlichen
Pazifismus der „alten“ Friedensbewegung, die unbestritten auf eine lange Geschichte des Protests
gegen Aufrüstung und Kriegseinsätze zurückblickt. Der Krieg, der sich nun vor unseren Augen
abspielt, lässt sie jedoch ratlos zurück. Als Beispiel hierfür kann ein Redebeitrag von Gerhard
Trabert zum Antikriegstag in Stuttgart genannt werden, der von DIE LINKE anschließend
veröffentlich wurde. Er gesteht gleich zu Beginn zu, dass mehr Militärausgaben „eventuell
notwendig“ seien, um „sich gegenüber Diktatoren und Despoten wehren zu können und
Demokratien zu verteidigen“. Ob dies eine Zustimmung zum 100-Milliarden-Programm und zur
Aufrüstung der NATO-Ostflanke ist, bleibt bewusst im Unklaren, denn der Rest des Beitrags ist eine
Predigt für die christliche „Feindesliebe“.

In der Rivalität verschiedener imperialistischer Mächte oder Blöcke ergreifen wir keine Seite. Dieser



revolutionäre Defätismus entbindet uns jedoch nicht von der Pflicht, die von imperialistischen
Mächten angegriffenen Nationen zu verteidigen. Während wir im gegenwärtigen Krieg das
Selbstverteidigungsrecht der Ukrainer:innen gegen den russischen imperialistischen Überfall
anerkennen (und somit auch ihr Recht, sich die Mittel zur Verteidigung zu beschaffen), lehnen wir
jede Unterstützung der Politik und der Kriegsziele Deutschlands und der NATO kategorisch ab.

Letztere Position wiederum hindert uns nicht daran, innerhalb der Ukraine die Politik der Selenskyj-
Regierung zu bekämpfen, die bereit ist, die Verteidigung des Selbstbestimmungsrechts der Ukraine
den Kriegszielen der westlichen „Partner:innen“ unterzuordnen. Es hindert uns auch nicht daran,
die nationalen und demokratischen Rechte der russischsprachigen Bevölkerung, einschließlich etwa
des Rechts auf Lostrennung für die Krim, auf die Tagesordnung zu setzen. Deren Verwirklichung
stehen jedoch vor allem die Interventionen beider imperialistischen Machtblöcke im Weg.

Wir bekämpfen jede Aufrüstung von Bundeswehr und NATO, wie wir auch grundsätzlich jedes
Militärbudget dieser Staaten und ihrer Bündnisformationen ablehnen. Angesichts der engen
Verknüpfung der NATO-Expansions- und Aufrüstungspläne mit der militärischen Unterstützung der
Ukraine (etwa in Form von „Ringtausch“-Programmen) lehnen wir auch die Forderung nach
Waffenlieferungen des NATO-Lagers an die Ukraine und jede Zustimmung zu diesen in den
Parlamenten ab. Aus dem gleichen Grund lehnen wir auch alle Formen von Wirtschafts- und
Handelssanktionen der imperialistischen Staaten ab. Jede Unterstützung ihrer „Verteidigungs-“ und
iMilitärausgaben würde letztlich einer politischen Unterstützung des deutschen Imperialismus
gleichkommen. Denn im Kampf um die Neuaufteilung der Welt stellt dieser für die
Arbeiter:innenklasse in Deutschland den Hauptfeind dar.


